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Bundesrepublik Deutschland 

Der Bundeskanzler Bonn, den 25. März 1954 

— 5 — 65305 — 381/54 III — 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Anbei übersende ich den von der Bundesregierung beschlossenen 


Entwurf eines Gesetzes über das deutsdi-öster- 
reichisdie Protokoll vom 14. Dezember 1953 
über die Verlängerung des deutschen Zollzuge- 
ständnisses für Loden 


nebst Begründung und dem Text des Protokolls mit der Bitte, die 
Beschlußfassung des Bundestages herbeizuführen. 

Federführend ist das Auswärtige Amt. 

Der Bundesrat hat in seiner 120. Sitzung am 19. März 1954 gemäß 
Artikel 76 Absatz 2 des Grundgesetzes beschlossen, gegen den Ent- 
wurf keine Einwendungen zu erheben. 


Der Stellvertreter des Bundeskanzlers 

Blücher 


Druck: Bonner Universitäts-Buchdruckerei Gebr. Scheur, Bonn 
Alleinvertrieb: Dr. Hans Heger, Bad Godesberg, Rheinallee 20, 
Telefon 3551 



Entwurf eines Gesetzes 

über das deutsch-österreichische Protokoll vom 14. Dezember 1953 über die 
Verlängerung des deutschen Zollzugeständnisses für Loden 


Der Bundestag hat das folgende Gesetz be- 
schlossen: 


Artikel I 

Dem in Wien am 14. Dezember 1953 zwi- 
schen der Bundesrepublik Deutschland und 
der Republik Österreich vereinbarten Proto- 
koll über die Verlängerung des deutschen 
Zollzugeständnisses für Loden (vgl. Bundes- 
gesetzbl. 1953 II S. 259, 263) wird zuge- 
stimmt. 


Artikel II 

Das Protokoll wird nachstehend mit Ge- 
setzeskraft veröffentlicht. Es tritt rückwir- 
kend am 1. Februar 1954 in Kraft. 

A r t i k e 1 III 

Dieses Gesetz gilt auch im Lande Berlin, 
wenn das Land Berlin die Anwendung dieses 
Gesetzes feststellt. 

Artikel IV 

Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner 
Verkündung in Kraft. 
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Begründung 


In dem Zweiten Protokoll vom 22. Novem- 
ber 1952 über zusätzliche Zugeständnisse zum 
Allgemeinen Zoll- und Handelsabkommen 
(Österreich und Bundesrepublik Deutschland 
— BGBl. 1953 II S. 259 — ) war mit Öster- 
reich eine Herabsetzung des Zollsatzes für 
Loden aus Tarifnummer 5111 des deutschen 
Zolltarifs von 16®/o des Zollwertes auf 
12 ®/o vereinbart worden. Dieses Zugeständ- 
nis war bis zum 31. Januar 1954 befristet. 

In dem anliegenden Protokoll vom 14. De- 
zember 1953 haben die Vertreter der Bun- 
desrepublik und Österreichs eine Verlänge- 
rung dieser Frist bis zum 30. Juni 1955 ver- 
einbart. 

Bei dem Abschluß des Protokolls vom 
22. November 1952 ging die Absicht der 
Vertragspartner dahin, für den Lodenzoll 
eine Dauer-Regelung davon abhängig zu 
machen, daß die Entwicklung des Marktes 
bis zum Januar 1954 die Zweckmäßigkeit der 
getroffenen Vereinbarung erweise. Für eine 
solche Feststellung hat aber der vorgesehene 
Zeitraum nicht ausgereicht, weil sich die 
Unterzeichnung des Zusatzprotokolls wider 
Erwarten verzögerte und der Zollsatz von 
12®/o nach der Bekanntmachung vom 
28. August 1953 (BGBl. II S. 526) erst mit 
Wirkung vom 30. August 1953 In Kraft 
getreten ist. 

Bei Beginn der Zollverhandlungen in Wien 
Im Dezember 1953 über eine Verlängerung 
des Zollzugeständnisses war daher dieser 
Zollsatz nur vier Monate In Geltung, ein 
Zeitraum, der keinen sicheren Schluß auf die 
Auswirkungen des Zollzugeständnisses auf 
die Einfuhr von zollbegünstigten Loden zu- 
ließ. 

Nunmehr haben die deutschen und Öster- 
reichischen Vertreter in dem Protokoll vom 


14. Dezember 1953 das Zollzugeständnis In 
der Weise verlängert, daß Im Text des bis- 
herigen Abkommens über Loden statt „bis 
31. Januar 1954“ gesetzt wird „bis 30. Juni 
1955“. Sie sind dabei von der Annahme aus- 
gegangen, idaß diese neue Frist ausreichen 
wird, einen klaren Überblick über den Ein- 
fluß des Zollzugeständnisses für Loden auf 
den inländischen Markt zu gewinnen. 

Die Verlängerung des Zollzugeständnisses für 
Loden ist nicht von Gegenzugeständnissen 
abhängig gemacht worden, weil es sich um 
ein Objekt von geringer Bedeutung handelt 
und für das Zugeständnis selbst bereits frü- 
her von österreichischer Seite Zollzugeständ- 
nisse gewährt worden waren. 

Das Protokoll bedarf gemäß Art. 59 Abs. 2 
GG der Zustimmung der gesetzgebenden 
Körperschaften in der Form eines Bundes- 
gesetzes. Es soll mit Wirkung vom 1. Fe- 
bruar 1954 In Kraft gesetzt werden, damit 
die Geltung des am 31. Januar 1954 ab- 
laufenden Zollzugeständnisses nicht unter- 
brochen wird. 

Da die dem Zweiten Protokoll vom 22. No- 
vember 1952 über zusätzliche Zugeständ- 
nisse (Österreich und Deutschland) beigegebe- 
nen Zollzugeständnislisten seinerzeit nach den 
Verfahrensregeln des GATT ausgehandelt 
worden waren, wird das GATT-Sekretarlat 
von den Besprechungen über die Verlänge- 
rung des Lodenzugeständnisses und von dem 
Ergebnis dieser Besprechungen in Kenntnis 
gesetzt werden. Die Berichtigung der Liste 
XXXIII (Bundesrepublik Deutschland — 
BGBl. 1951 II S. 173 — ) soll in einem Berlch- 
tigungs- und Ergänzungsprotokoll zu den 
Zollzugeständnislisten des GATT (im Herbst 
1954 anläßlich der IX. GATT-Tagung) er- 
folgen. 
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Protokoll 

über die Verlängerung des deutschen Zollgeständnisses für Loden 


Im Verlaufe der am 7. Dezember 1953 in 
Wien begonnenen Tagung des deutsch-öster- 
reichischen Gemischten Regierungsausschus- 
ses sind die beiden Delegationen übereinge- 
kommen, in dem Zweiten Protokoll vom 
22. November 1952 über zusätzliche Zuge- 


ständnisse zum Allgemeinen Zoll- und Han- 
delsabkommen (Österreich und Bundesrepu- 
blik Deutschland) den bei Nummer ex 51 11 
des deutschen Zolltarifes angeführten Ter- 
min „bis 31. Januar 1954‘‘ durch den Termin 
„bis 30. Juni 1955“ zu ersetzen. 


Dieses Zugeständnis erhält folgenden Wortlaut: 


Nummer des 
deutschen 
Zolltarifes 

Bezeichnung der Waren 

Zollsatz 
®/o des Wertes 

ex 51 11 

Loden mit einem Quadratmetergewicht von 

200 — 620 g, sofern dieser den öffentlich hin- 


i 

terlegten Mustern entspricht, gegen Vorlage 
eines regierungsseitig anerkannten Zeugnisses: 

12 

! 

bis 30. Juni 1955 


Geschehen zu Wien, am 14. Dezember 1953 


Der Vorsitzende 
der Deutschen Delegation 

gezeichnet: 


Der Vorsitzende 
der österreichischen Delegation 

gezeichnet: 


Mueller-Graaf 


Farbowsky 
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